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Geſetz-Sammlung 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


Nr. 29. 


—— 


(Nr. 5099.) Privilegium wegen Ausgabe auf den Inhaber lautender Obligationen der 
Stadt Duͤſſeldorf zweiter Serie, im Betrage von 100,000 Thalern. Vom 
1. Juli 1859. 


n 
Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wi Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent. 


Nachdem der Oberbuͤrgermeiſter und die Stadtverordneten-Verſammlung 
der Stadt Duͤſſeldorf darauf angetragen haben, daß derſelben zur Beſtreitung 
der Koſten mehrerer gemeinnütziger Anlagen geſtattet werde, ein Darlehn von 
100,000 Thalern, geſchrieben Einmalhundert tauſend Thalern Kurant, gegen 
Ausſtellung auf den Inhaber lautender und mit Zinskupons verſehener Obli⸗ 
gationen zweiter Serie, jede zu 100 Thalern, geſchrieben Einhundert Thalern, 
aufzunehmen und bei dieſem Antrage im Intereſſe der Stadtgemeinde fowohl 
als der Glaͤubiger ſich nichts zu erinnern gefunden hat, ſo ertheilen Wir, in 


Gemaͤßheit des F. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. wegen Ausſtellung von 


Papieren, welche eine Zahlungsverpflichtung an jeden Inhaber enthalten, durch 
gegenwaͤrtiges Privilegium die landesherrliche Genehmigung zur Emiſſion der 
gedachten Obligationen unter nachſtehenden Bedingungen: 

1) Die Obligationen werden mit fünf Prozent jährlich verzinft und die 
Zinſen in halbjaͤhrlichen Terminen gezahlt. Zur allmaͤligen Tilgung der 
Schuld werden jährlich Ein Prozent von dem Kapitalbetrage der emit⸗ 
tirten Obligationen nebſt den Zinſen der eingelöften Obligationen ver- 
wendet; der Stadtgemeinde bleibt jedoch vorbehalten, den Tilgungsfonds 
mit Genehmigung der Regierung zu Duͤſſeldorf zu verſtaͤrken und dadurch 
die Abtragung der Schuld zu beſchleunigen. Den Inhabern der Obli- 
gationen ſteht kein Kündigungsrecht gegen die Stadtgemeinde zu. 

2) Die Leitung der Geſchaͤfte, welche die Ausſtellung, Verzinſung und Til: 
gung der zu emittirenden Obligationen betreffen, wird der auf Grund 
des Privilegiums vom 17. Dezember 1849. bereits beſtehenden ſtaͤdtiſchen 
Schuldentilgungs-Kommiſſion übertragen, welche auch für die Befolgung 
der Beſtimmungen des gegenwärtigen Privilegiums verantwortlich iſt. 
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Ausgegeben zu Berlin den 30. Juli 1859. 


5 


= 3 


3) Die Obligationen werden in fortlaufenden Nummern von 1. bis 1000. 
nach beiliegendem Schema ausgeſtellt, von dem Oberbuͤrgermeiſter und 
15 den Mitgliedern der Schuldentilgungs-Kommiſſion unterzeichnet und von 
dem Rendanten der Kommunalkaſſe und von dem mit der Kontrole be— 
auftragten ſtädtiſchen Sekretariatsbeamten kontraſignirt. Denſelben iſt 
ein Abdruck dieſes Privilegiums ‚beizufügen. 

4) Den Obligationen werden für die naͤchſten fuͤnf Jahre zehn Zinskupons, 
jeder zu zwei und einen halben Thaler, in den darin beſtimmten halb⸗ 
jährlichen Terminen zahlbar, nach dem anliegenden Schema beigegeben. 

94 Mit dem Ablauf dieſer und jeder folgenden fuͤnfjaͤhrigen Periode wer⸗ 

den nach vorheriger öffentlicher Bekanntmachung neue Zinskupons durch 
die Kommunalkaſſe an die Vorzeiger der Obligationen ausgereicht, und 
daß dies geſchehen, wird auf den Obligationen vermerkt. Die Kupons 
werden von dem Rendanten der Kommunalkaſſe und dem mit der Kone 
trole beauftragten ſtaͤdtiſchen Sekretariatsbeamten unterſchrieben. 

5) Vom Verfalltage ab wird gegen Auslieferung der Zinskupons der Be⸗ 
trag derſelben an den Vorzeiger durch die Kommunalkaſſe gezahlt. Auch 
werden die fälligen Zinskupons bei allen Zahlungen an die Kommunal⸗ 
kaſſe, namentlich bei Entrichtung von Kommunalſteuern, in Zahlung ans 
genommen. 

6) Die Zinskupons werden unguͤltig und werthlos, wenn ſie nicht binnen 
fuͤnf Jahren nach der Verfallzeit zur Zahlung praͤſentirt werden; die 
dafür ausgeſetzten Fonds ſollen nach Beſtimmung der ſtaͤdtiſchen Be⸗ 
hoͤrden zu milden Stiftungen verwandt werden. 

7) Die nach der Beſtimmung unter 1. einzulöfenden Obligationen werden 
entweder durch Ankauf getilgt, oder jaͤhrlich durch das Loos beſtimmt. 
Die ausgelooſten Nummern werden wenigſtens drei Monate vor dem 
Zahlungstage öffentlich bekannt gemacht werden. 

8) Die Verlooſung geſchieht unter dem Porſitz des Oberbuͤrgermeiſters durch 
die Schuldentilgungs-Kommiſſion in einem vierzehn Tage vorher zur 
öffentlichen Kenntniß zu bringenden Termine, zu welchem dem Publikum 
der Zutritt geſtattet iſt. Ueber die Verlooſung wird ein von dem Ober⸗ 
buͤrgermeiſter und den Mitgliedern der Kommiſſion zu unterzeichnendes 
Protokoll aufgenommen. 

9) Die Auszahlung der ausgelvoften Obligationen erfolgt an dem dazu be⸗ 
ſtimmten Tage nach dem Nominalwerth durch die Kommunalkaſſe an 
den Vorzeiger der Obligationen gegen Auslieferung derſelben. Mit die⸗ 
ſem Tage hört die Verzinſung der ausgelooſten Obligationen auf. Mit 
letzteren ſind zugleich die ausgereichten, nach deren Zahlungstermine fäl⸗ 
ligen Zinskupons einzuliefern; geſchieht dies nicht, ſo wird der Betrag 
der fehlenden Zinskuvons von dem Kapitale gekuͤrzt und zur Einloͤſung 
dieſer Kupons verwendet. 

10) Die Kapitalbetraͤge derjenigen ausgelooſten Obligationen, die nicht binnen 
drei Monaten nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt wer⸗ 
den, ſollen der Verwaltung der ſtaͤdtiſchen Sparkaſſe als zinsfreies De⸗ 
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poſitum uͤberwieſen werden. Die ſolchergeſtalt deponirten Kapitalbetraͤge 

Dürfen nur auf eine von der Schuldentilgungs⸗Kommiſſion kontraſignirte 

Anweiſung des Oberbuͤrgermeiſters zu beſtimmungsmaͤßiger Verwendung 

an den Rendanten der Kommunalkaſſe verabfolgt werden. Die depo⸗ 

nirten Kapitalbetraͤge ſind den Inhabern jener Obligationen laͤngſtens in 
acht Tagen nach Vorzeigung der Obligation bei der Kommunalkaſſe 
durch dieſe auszuzahlen. 

11) Die Nummern der ausgelooſten, nicht zur Einlöſung vorgezeigten Obli⸗ 
gationen ſind in der nach der Beſtimmung unter 7. jaͤhrlich zu erlaſ— 
ſenden Bekanntmachung wieder in Erinnerung zu bringen. Werden die 
Obligationen, dieſer wiederholten Bekanntmachungen ungeachtet, nicht bin⸗ 
nen dreißig Jahren nach dem Zahlungstermine zur Einloͤſung vorgezeigt, 
auch nicht, der Beſtimmung unter Nr. 14. gemäß, als verloren oder 
vernichtet angemeldet, ſo ſollen nach deren Ablauf die Obligationen als 
getilgt angeſehen werden und die dafuͤr deponirten Kapitalbetraͤge der 
aa Verwaltung zur Verwendung für milde Stiftungen anheim⸗ 

en. 

12) Für die Verzinſung und Tilgung der Schuld haftet die Stadtgemeinde 
mit ihrem geſammten Vermögen und ihren ſaͤmmtlichen Einkuͤnften, und 
kann, wenn die Zinſen oder die ausgelooften Obligationen nicht zu rechter 
Zeit gezahlt werden, die Zahlung derſelben von den Glaͤubigern gericht: 
lich verfolgt werden. 

13) Die unter 4. 7. 8. und 11. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen erfol⸗ 
gen durch die Düffeldorfer Zeitung und durch die Amtsblätter oder öffent- 
lichen Anzeiger der Regierungen zu Duͤſſeldorf, Arnsberg und Coͤln. 

14) In Anſehung der verlorenen oder vernichteten Obligationen oder Zins: 
kupons finden die auf die Staatsſchuldſcheine und deren Zinskupons Be⸗ 
zug habenden Vorſchriften der Verordnung vom 16. Juni 1819. wegen 
des Aufgebots und der Amortiſation verlorener oder vernichteter Staats⸗ 
papiere F. 1. bis 13. mit nachſtehenden näheren Beſtimmungen An: 
wendung: 

a) die im H. 1. vorgeſchriebene Anzeige muß der ſtaͤdtiſchen Schulden— 
tilgungs⸗Kommiſſlon gemacht werden. Dieſer werden alle diejenigen 
Geſchaͤfte und Befugniſſe beigelegt, welche nach der angeführten Wer: 
ordnung dem damaligen Schatzminiſterium — nachmaligen Verwal⸗ 
tung des Staatsſchatzes — zukamen; gegen die Verfuͤgungen der Kom⸗ 
miſſion findet jedoch der Rekurs an die Regierung zu Duͤſſeldorf ſtatt; 

b) das in dem $. 5. gedachte Aufgebot erfolgt bei dem Landgerichte zu 
Duſſeldorf; 

c) die in den $$. 6. 9. und 12. vorgeſchriebenen Bekanntmachungen 
ſollen durch die unter Nr. 13. angefuͤhrten Blaͤtter geſchehen; 

d) an die Stelle der im $. 7. erwähnten ſechs Zinszahlungstermine ſollen 
acht und an die Stelle des im H. 8. erwähnten achten Zinszahlungs⸗ 
termines ſoll der zehnte treten. 

Zur Urkunde dieſes und zur Sicherheit der Glaͤubiger haben Wir das 

gegenwärtige landesherrliche Privilegium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und 

(Nr. 5099) 51* unter 
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unter dem beigedruckten Koͤniglichen Inſiegel ausfertigen laſſen, ohne jedoch da⸗ 
durch den Inhabern der Obligationen in Anſehung ihrer Befriedigung eine Ge⸗ 
d e von Seiten des Staates zu bewilligen oder Rechten Dritter zu 
praͤjudiziren. 


Gegeben Berlin, den 1. Juli 1859. a 
(L. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Flottwell. v. d. Heydt. v. Patow. 


Düsseldorfer Stadt- Obligation 


II. Emission. 


Trockener . Siegel 
Stadtstempel. Litt. B. der Stadt . 


Düsseldorf, 


über 


Einhundert Thaler Courant. 


Die Endesunter zeichneten, durch das Allerhöchste Privilegium vom 
3 biezu ausdrücklich ermächtigt, beurkunden und be- 
kennen hiermit, dass der Inhaber dieser Obligation die Summe von 
Einhundert Thalern Courant, deren Empfang sie bescheinigen, an die 
Stadtgemeinde Düsseldorf zu fordern hat. g 

Die auf fünf Prozent jährlich festgesetzten Zinsen sind am 1. Mai 
und 1. November jeden Jahres fällig, werden aber nur gegen Rück- 
gabe der ausgeferligten halbjährigen Zinscoupons gezahlt. 

Das Capital wird durch Ankauf oder Verloosung berichtigt wer- 
den, weshalb eine Kündigung Seitens des Gläubigers nicht zulässig ist. 

Die näheren Bedingungen sind in dem umstehend abgedruckten 
Privilegium enthalten. 


Dtisseldom, al. . ran... u. 18. 
Der Oberbürgermeister. Die städtische Schuldentilgungs- 
. Commission. 
Eingetragen Controlbuch Fol. ..... (Hierzu sind die Coupons .+..- ausgereicht.) 
Der städtische Secretariats-Beamte. Der Communal-Empfänger. 


(Erſter) 
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(Erſter) K u p Di Oieſer Kupon wird nach 
dem Allerhöchften Privile⸗ 
S. 1. 22 Rthlr. gium bon 


zur 
Dü el orfer t: N N ungültig und werthlos, wenn 
C. J. (a 10) M... il d ers Stad Obligation deſſen Geldbetrag nicht bis 
zweiter Serie zum oo enisadebe erhoben ift. 


über 


100 Rthlr. Kurant. 


nhaber dieſes empfängt am an halbjährigen Zinſen der 
obengenannten Duͤſſeldorfer Stadt⸗Obligation aus der Duͤſſeldorfer Kommunal: 
kaſſe zwei und einen halben Thaler Kurant. 


Der Oberbürgermeiſter. Die ſtädtiſche Schuldentilgungs⸗ 
N. N. Kommiſſion. 
N. N. N. N. N. N. 


(Die Namen des Oberbuͤrgermeiſters und der 
Kommiſſions-Mitglieder werden gedruckt.) 


Eingetragen Fol. ..... der Kontrole. 
Der ſtädtiſche Sekretariatsbeamte. Der Kommunal - Empfänger. 


(Nr. 5100.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 1. Juli 1859., betreffend die Ergänzung reſp. Abän- 
derung der HFH. 13. und 40. des Revidirten Reglements fuͤr die Feuer⸗ 
ſozietaͤt der ſaͤmmtlichen Städte der Provinz Schleſien, mit Ausſchluß 
der Stadt Breslau, vom 1. September 1852. 


Al den Bericht vom 21. Juni d. J. will Ich die von dem XIII. Provinzial⸗ 
Landtage der Provinz Schlefien in der hierbei zuruͤckerfolgenden Petition vom 
21. Dezember pr. in Antrag gebrachten Ergaͤnzungen und Abaͤnderungen des 
Revidirten Reglements für die Feuerſozietaͤt der ſaͤmmtlichen Städte der Pro- 
vinz Schleſien, mit Ausſchluß der Stadt Breslau, vom 1. September 1852. 
Geſetz-Sammlung Seite 591. ff.), wie folgt, genehmigen. 


Zu F. 13. 
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Der Schlußſatz des H. 13. findet auch auf den Fall Anwendung, wenn 

ein Aſſoziat bei der Verſicherung feiner ein Gehoͤft bildenden Gebäude einzelne 

derſelben unverſichert gelaſſen hat. Die Beſtimmungen der $$. 8. und 35. des 
Reglements werden hierdurch nicht beruͤhrt. 

(Nr. 5090-5101.) Zu 


— 


Zu H. 40. 


Die Beſchraͤnkung im $. 40., wonach der eiferne Fonds nur bis zur 
Hoͤhe eines gewoͤhnlichen Halbjahrsbedarfs gebracht werden ſoll, findet nicht 
ferner ſtatt, vielmehr darf derſelbe auf dem im H. 40. bezeichneten Wege bis 
zur Hoͤhe eines gewoͤhnlichen Jahresbedarfs gebracht werden. 


Dieſer Mein Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Berlin, den 1. Juli 1859. 
Im Namen Sr. Majeſiaͤt des Könige: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
Flottwell. 
An den Miniſter des Innern. 


(Nr. 5101.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 2. Juli 1859., betreffend die Abänderung des F. 78. 
des Reglements fuͤr die Provinzial-Staͤdte-Feuerſozietaͤt der Provinz 
Sachſen vom 5. Auguſt 1838. 


Al den Bericht vom 30. Juni d. J. will Ich nach dem Antrage der zum 
XIII. Provinziallandtage verſammelt geweſenen Staͤnde der Provinz Sachſen 
folgende Abänderung des $. 78. des Reglements für die Provinzial- Städte- 
Feuerſozietaͤt der Provinz Sachſen vom 5. Auguſt 1838. (Geſetz-Sammlung 
S. 381. ff.) hierdurch genehmigen. Die in dem $. 78. des Reglements den 
Magiſtraͤten auferlegte Verpflichtung, die Angelegenheiten der Sozietät nach 
den Beſtimmungen des Reglements zu beſorgen und dabei unentgeltlich zu 
fungiren, wird, ſoweit denſelben die unentgeltliche Funktion auferlegt iſt, auf— 
gehoben. Es erhalten vielmehr vom 1. Januar 1859. ab der Buͤrgermeiſter 
oder dasjenige Magiſtratsmitglied, welches von dem Buͤrgermeiſter mit der 
ſpeziellen Bearbeitung der Sozietäts- Angelegenheiten beauftragt wird, eine 
Remuneration aus Sozietaͤtsfonds, welche jaͤhrlich nach der am Jahresſchluſſe 
vorhandenen Geſammtverſicherungsſumme des Orts derartig berechnet wird, daß 


a) von einer Verſicherungsſumme bis inkl. 500,000 Rthlr. zwei Silber⸗ 
groſchen pro Mille, 


p) von dem dieſe Summe überfteigenden Betrage der Verſicherungsſumme 
bis 
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bis zu 1,000,000 Rthlr. inkl. Ein und ein halber Silbergroſchen 
pro Mille, ; 
und \ 
c) von dem 1,000,000 Rthlr. überfteigenden Betrage Ein Silbergroſchen 
pro Mille 


in Anſatz kommen. Verſicherungsſummen unter 500 Rthlr. werden hierbei 
gar nicht, und Verſicherungsſummen zwiſchen 500 Nthlr. und 1000 Rthlr. für ein 
volles Tauſend berechnet. Im Uebrigen bleiben die Beſtimmungen des $. 78. 
des Reglements, und namentlich auch die Verguͤtungsſaͤtze von zwei Prozent 
der Einnahme für die Rezeptur der halbjaͤhrlichen Beiträge, in Kraft. 


; Dieſer Mein Erlaß ift durch die Gefeg-Cammlung zu veröffentlichen. 
Berlin, den 2. Juli 1859. 


Im Namen Sr. Majeftät des Könige: 
Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 


Flottwell. 
An den Miniſter des Innern. 


(Nr. 5102.) Privilegium wegen Emiſſion von 6,000,000 Thalern Prioritaͤts-Obligationen 
der Rhein-Nahe Eiſenbahngeſellſchaft. Vom 18. Juli 1859. 


Im Namen Sr. Majeſtät des Königs. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Prinz von Preußen, 
Regent. 

Nachdem die Rhein⸗Nahe Eiſenbahngeſellſchaft in der Generalverſamm— 
lung vom 21. Juni 1859. beſchloſſen hat, Behufs des Ausbaues und der 
Ausrüftung der Bahn eine Prioritäts⸗Anleihe zum Betrage von 6,000,000 Tha⸗ 
lern durch Ausgabe auf den Inhaber lautender Prioritaͤts⸗ Obligationen zu 
kontrahiren, haben Wir durch gegenwaͤrtiges Privilegium Unſere Zuſtimmung 
hierzu gewährt und in Gemäßheit des H. 2. des Geſetzes vom 17. Juni 1833. 
Geſetz- Sammlung für 1833. S. 75.) zur Emiſſion der erwähnten Priorität: 
Obligationen der Rhein⸗Nahe Eiſenbahngeſellſchaft unter nachſtehenden Bedin⸗ 
gungen Unſere landesherrliche Genehmigung ertheilt. 


1 1. 
Die Obligationen im Geſammtbetrage von 6,000,000 Thalern werden 
unter der Bezeichnung „Prioritäts⸗Obligationen der Rhein⸗Nahe Eiſenbahngeſell⸗ 
(Nr. 51015102) ſchaft 


1 
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ſchaft“ nach dem anliegenden Schema A. in Apoints von 1000 Thalern oder 
1750 Gulden ſuͤddeutſcher Waͤhrung unter den Nummern 1. bis 2000., in 
Apoints von 500 Thalern oder 875 Gulden unter den Nummern 2001. bis 
6000., in Apoints zu 100 Thalern oder 175 Gulden unter den Nummern 

i 6001. bis 26,000. ſtempelfrei ausgefertigt und mit Zinskupons nach dem 

5 Schema B., ſowie mit einem Talon nach dem Schema C. verſehen. 

4 Die Obligationen werden mit der autographiſchen Unterfchrift zweier 
Mitglieder der Direktion verſehen und von dem Rendanten der Direktionskaſſe 
eigenhaͤndig unterſchrieben. Auf der Ruͤckſeite der Obligationen wird dieſes 
Privilegium abgedruckt. 

Die Zinskupons werden mit dem Fakſimile der Direktion verſehen und 

| von einem Beamten derſelben ausgefertigt. 

Den Obligationen wird die erſte Serie der Zinskupons fuͤr zehn Jahre 
nebſt einem Talon zur Empfangnahme der zweiten Kupons -Serie beigegeben. 

8 Beim Ablauf dieſer und jeder folgenden zehnjaͤhrigen Periode werden nach vor— 

R heriger öffentlicher Bekanntmachung für anderweite zehn Jahre neue Zinskupons 

Be. ausgereicht. Die Ausreichung erfolgt an den Präſentanten des Talons — 

TER durch deſſen Ruͤckgabe zugleich Über den Empfang der neuen Kupons quittirt 

N wird — ſofern nicht von dem ſich als ſolcher legitimirenden Inhaber der 

Be. Obligation vorher bei der Direktion schriftlich Widerſpruch dagegen erhoben 

wird. Im Falle eines ſolchen Widerſpruchs erfolgt die Ausreichung an den 

Inhaber der Obligation. 


H. 2. 


Die Prioritaͤts⸗Obligationen werden mit vier und einem halben Pro- 

zent jaͤhrlich verzinſt und die Zinſen in halbjaͤhrigen Raten postnumerando 

4 am 1. Juli und 2. Januar von der Hauptkaſſe der Direktion, ſowie von den 

durch die Direktion in öffentlichen Blättern namhaft zu machenden Bankiers 

ausbezahlt. Zinſen von Prioritaͤts⸗Obligationen, deren Erhebung innerhalb 

vier Jahren, von den in den betreffenden Kupons beſtimmten Zahlungsterminen 
an gerechnet, nicht geſchehen iſt, verfallen zum Vortheil der Geſellſchaft. 


H. 3. 


Zur allmaͤligen Tilgung der Anleihe muß, vom Jahre 1866. an, jaͤhr⸗ 
lich der nach Deckung der Zinſen verfuͤgbar bleibende etwaige Betriebsuͤber— 
ſchuß bis auf Hoͤhe von mindeſtens einem halben Prozent von dem Kapitalbetrage 
der emittirten Obligationen nebſt den erſparten Zinſen von den amortiſirten 
Obligationen verwendet werden. 055 

Die Beſtimmung der alljaͤhrlich zur Tilgung kommenden Obligationen ge⸗ 
ſchieht durch Auslooſung Seitens der Koͤniglichen Direktion in Gegenwart 
eines das Protokoll führenden Notars in einem vierzehn Tage zuvor einmal öffent: 
lich bekannt gemachten Termine, zu welchem Jedermann der Zutritt freiſteht. 

Die Auslooſung findet im Monat Juli, alſo zum erſten Male im Mo- 
nat Juli des Jahres 1866., ſtatt, und die Auszahlung des Nominalbetrages 

der 
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der hierdurch zur Amortiſation gelangten Prioritaͤts⸗ Obligationen erfolgt am 
2. Januar des darauf folgenden Jahres. 

Die Bekanntmachung der Nummern der ausgelooſten Obligationen erfolgt 
durch dreimalige Einruͤckung in die im H. 8. genannten Öffentlichen Blätter. 

Die erſte Einruͤckung muß mindeſtens vier Wochen vor dem beſtimmten 
Zahlungstermine ſtattfinden. 5 

Die im Wege des Tilgungsverfahrens eingeloͤſten Obligationen werden 
unter Beobachtung der fuͤr die Auslooſung vorgeſchriebenen Formen verbrannt. 

Der Verwaltung der Rhein⸗Nahe Eiſenbahn bleibt das Recht vorbehal⸗ 
ten, ſowohl den Amortiſationsfonds zu verſtaͤrken und dadurch die Tilgung der 
Prioritäts⸗Obligationen zu beſchleunigen, als auch ſaͤmmtliche Prioritaͤts⸗Obli⸗ 
gationen durch die öffentlichen Blätter. jederzeit mit ſechsmonatlicher Friſt zu 
kuͤndigen und durch Zahlung des Nennwerths einzulöfen, 


H. 4. 
j Angeblich vernichtete oder verlorene Obligationen werden nach dem im 
§. 47. der Statuten der Rhein⸗Nahe Eiſenbahngeſellſchaft (Geſetz Sammlung 
für 1856. S. 790.) vorgeſchriebenen Verfahren für nichtig erklaͤrt und dem⸗ 
naͤchſt erſetzt. 

H. 5. 

Die Nummern der zur Ruͤckzahlung fälligen, aber nicht zur Einloͤſung 
vorgezeigten Obligationen werden in dem Zeitraum von zehn Jahren, von dem 
Faͤlligkeitstermine an gerechnet, jährlich einmal von der Direktion Behufs der 
Empfangnahme der Zahlung oͤffentlich aufgerufen. Die Obligationen, welche 
nicht innerhalb eines Jahres nach dem letzten oͤffentlichen Aufrufe zur Einloͤ⸗ 
ſung vorgezeigt werden, ſind werthlos und werden als ſolche von der Direktion 
demnaͤchſt oͤffentlich bekannt gemacht werden. 

Die Geſellſchaft hat wegen ſolcher Obligationen keine Verpflichtung 
mehr, doch kann deren gaͤnzliche oder theilweiſe Bezahlung vermoͤge eines Bez 
ſchluſſes der Direktion aus Billigkeitsruͤckſichten gewaͤhrt werden. 


F. 6. 


Die Inhaber der Prioritaͤts-Obligationen ſind auf Hoͤhe der darin ver— 
ſchriebenen Betraͤge nebſt den faͤlligen Zinſen Glaͤubiger der Rhein-Nahe 
Eiſenbahngeſellſchaft und haben in dieſer Eigenſchaft ein unbedingtes Vorzugs⸗ 
recht vor den Stammaktien, ſowie eine Hypothek an der Rhein-Nahe Eiſenbahn. 

Fuͤr die Zahlung der Zinſen haftet der Reinertrag der Bahn. 

Möchte für die Zahlung der Zinfen nachträglich die Garantie des Staa- 
tes eintreten, ſo werden die Obligationen demgemaͤß mit einem Garantieſtempel 
verſehen werden. a 


NER 


Die Inhaber der Prioritäts-Obligationen find nicht befugt, die Zahlung 
Jahrgang 1859. (Nr. 5102.) 52 der 


2 


der darin verſchriebenen Kapitalbetraͤge anders, als nach Maaßgabe der im 
H. 3. enthaltenen Amortiſationsbeſtimmungen zu fordern, ausgenommen: 
a) wenn die Zinszahlung fuͤr verfallene und vorſchriftsmaͤßig praͤſentirte 

Zinskupons laͤnger als drei Monate unberichtigt bleibt; g 

b) wenn die im H. 3. feſtgeſetzte Amortiſation nicht innegehalten wird. 

In dem Falle zu a. bedarf es einer Kuͤndigungsfriſt nicht, ſondern das 
Kapital kann von dem Tage ab, an welchem dieſer Fall eintritt, zuruͤckgefor⸗ 
dert werden, und zwar bis zur Zahlung des betreffenden Zinskupons. 

In dem unter b. bezeichneten Falle iſt jedoch eine dreimonatliche Kuͤndi⸗ 
gungsfriſt zu beobachten; auch kann der Inhaber einer Prioritaͤts-Obligation 
von dieſem Kündigungsrechte nur innerhalb dreier Monate von dem Tage ab 
Gebrauch machen, wo die Zahlung des Amortiſationsquantums haͤtte ſtattfinden 
ſollen. — In allen Faͤllen des vorſtehenden Paragraphen iſt eine geſetzliche In⸗ 
verzugſetzung noͤthig, um die an den Verzug geknuͤpften Folgen eintreten 
zu laſſen. 


H. 8. 


Die in dieſem Privilegium vorgeſchriebenen öffentlichen Bekanntmachun⸗ 
gen muͤſſen in die im F. 21. der Statuten der Rhein⸗Nahe Eiſenbahngeſellſchaft 
- (Gefeß- Sammlung S. 791.) bezeichneten Blätter eingeruͤckt werden. 

Sollte eines dieſer Blaͤtter eingehen, ſo beſtimmt die Direktion mit Ge⸗ 
nehmigung Unſeres Handelsminiſteriums dasjenige Blatt, welches an deſſen 
Stelle treten ſoll. 

Zu Urkund dieſes haben Wir das gegenwärtige landesherrliche Privile— 
gium Allerhoͤchſteigenhaͤndig vollzogen und unter dem Königlichen Inſiegel aus⸗ 
fertigen laſſen, ohne jedoch den Inhabern der Prioritaͤts-Obligationen in An- 
ſehung ihrer Befriedigung eine Gewaͤhrleiſtung von Seiten des Staates zu ge⸗ 
ben oder den Rechten Dritter zu praͤjudiziren. 

Gegeben Schloß Babelsberg, den 18. Juli 1859. 


(. S.) Wilhelm, Prinz von Preußen, Regent. 
v. d. Heydt. v. Patow. 


A. 


nhaber dieſer Obligation hat einen Antheil von Thalern Preu⸗ 
ßiſch Kurant oder Gulden ſuͤddeutſcher Waͤhrung an der mit Aller⸗ 
hoͤchſter 
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hoͤchſter Genehmigung ‚und nach den Beſtimmungen des umſtehenden Privile⸗ 
giums gemachten Anleihe ber Rhein-⸗Nahe Eiſenbahngeſellſchaft. 

Die Zinſen mit vier und einem halben Prozent für das Jahr find gegen 
die am 2. Januar und 1. Juli jeden Jahres zahlbaren halbjaͤhrigen Zinsku⸗ 
pons zu erheben. 

4 . „den . ten 185. 


„„ 66 „ 


Direktion. 
(L. S.) 
Der Rendant. 
(Unterſchrift.) 


Mit dieſer Obligation find fir den Zeitraum vom 1. Januar 1860. an gerechnet, 
zwanzig halbjaͤhrige Zinskupons Nr. 1. bis 20. nebſt einem Talon ausgegeben. Die Aus- 
gabe der zweiten Serie von Kupons erfolgt an den Inhaber des Talons gemäß H. 1. des 
Privilegiums. 


B. 
Zins-Kupon MP u... 
zur 
Rhein-⸗Nahe Eiſenbahn-Obligation 
ee 
ar ä..6 Thaler Wer e 4 Gulden Kreuzer 

ſuͤddeutſcher Waͤhrung. N 
FE Thaler ..... Preußiſch Kurant oder Gulden .... Kreuzer 
ſͤddeutſcher Währung hat Inhaber dieſes als halbjaͤhrliche Zinſen vom ki 5 
3 ab an den durch öffentliche Bekanntmachung zu bezeichnenden Stel- 


len zu erheben. 
Dieſer Zinskupon wird ungültig und werthlos, wenn er nicht binnen 
vier Jahren nach dem Faͤlligkeits termine zur Zahlung praͤſentirt wird. 
e DR 185 
Direktion. 
(L. S.) (Facsimile.) 
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(Nr. 5102 a C. 


“ r A ̃ „ , , . A 1 Reer 
„o 2 F c 
N 57 : 
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C. 
Ta lo 
z zur | 
Rhein-Nahe Eifenbabn-Obligation 
— Wanne, 
2 
b Jubaber dieſes Talons empfängt gegen deſſen Ruͤckgabe, ſofern dagegen bei 
der unterzeichneten Direktion kein Widerſpruch eingeht, an den durch öffentliche 
. | Bekanntmachung bezeichneten Stellen die (zweite) Serie der Zinskupons zur 
2 obenbenannten uͤben Thaler oder Gulden lautenden Prioritaͤts⸗ 
Obligation. 2 
Er „den en 185. 
Direktion. 


(L. S.) (Facsimile.) 
Ausgefertigt. 


Nerich tigung, 


Ca 

In dem Allerhoͤchſten Erlaß vom 6. Oktober 1858., betreffend die Verleihung 
des Expropriationsrechtes an die zur Verſorgung der Stadt Berlin mit 
fließendem Waſſer an Stelle der Unternehmer Fox und Crampton getretene 
Aktiengeſellſchaft „Berlin-Waterworks-Company“, muß es Zeile 5. (Geſetz⸗ 
Sammlung für 1859. S. 237.) anſtatt des 12. Dezember 1852, der 14. De⸗ 
zember 1852. heißen. : | 


Redigirt im Büreau des Staats - Minifteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei 
(R. Decker). 


